
Lea nimmt die letzten Stufen der 
Treppe mit einem Sprung. Sie tau-
melt, als ihr viel zu großer Rucksack 
von der rechten Schulter rutscht. 
Glück gehabt! Ein Sturz und die 
Leggins wären hin gewesen. Das 
hätte Ärger gegeben. Mama ist 
schon wieder so gestresst. Mo-
natsende, Termin beim Amt und ihr 
Bruder taucht seit Wochen kaum zu 
Hause auf. Immerhin hat sie jetzt 
seinen Rucksack und mehr Ruhe. 
Er war beim Zocken immer so laut, 
dass Lea im Zimmer nichts ohne 
Kopfhörer machen konnte.

Wussten Sie, dass zwei Fami­
lien in Deutschland mehr Vermö­
gen besitzen als 42 Mio. Men­
schen? Lea weiß das nicht. Lea 
weiß aber, dass sie beim Spielen 

mehr aufpassen muss als andere 
Kinder. Löchrige Hosen kann ihre 
Mutter nicht einfach ersetzen. Lea 
weiß, dass ihre Mutter zum Mo-
natsende gestresster wird und 
dass man sich beim Amt „richtig“ 
verhalten muss. Was das genau 
heißt, weiß sie nicht. Lea weiß da-
für viel, was andere Kinder in ihrem 
Alter nicht wissen. Und Lea hat vie-
les nicht, was andere Kinder haben. 
Zum Beispiel ein Zuhause mit einer 
ruhigen Ecke zum Lernen, Spielen 
oder Alleinsein.

Wie Lea geht es in Lichtenberg  
etwa 13.000 Kindern – jedes 4. 
Kind wächst hier in Armut auf. Die-
se Kinder wachsen in Familien auf, 
die Bürgergeld beziehen und in der 
Debatte oft auf einen Kostenfak-

tor reduziert werden. Erleichtert 
wird das vom reichsten Prozent 
der Menschen in Deutschland re-
gistriert. Die besitzen 35 Prozent 
des Vermögens, die ärmere Hälfte 
gerade einmal 0,5 Prozent! Super-
reiche hätten Einiges zu verlieren, 
würden wir es als Gesellschaft 
Leas Familie ermöglichen, eine un-
beschwerte Kindheit durch Unter-
stützung wie bezahlte Nachhilfe, 
Zugang zu Sport und Kultur zu er-
öffnen. 

Wir als Linke werden uns damit 
nicht abfinden und weiter dafür 
kämpfen, dass Lea und alle Kinder, 
denen es genauso geht, gerech-
te Chancen erhalten. Wir stehen 
an der Seite der Familien, die mit 
oder ohne Lohnarbeit, jeden Mo-

nat nur irgendwie über die Run-
den kommen. Im Bezirk heißt das: 
Verwaltung muss für Bürger:innen 
funktionieren und schnell arbeiten. 
Jugendclubs und Familienzentren 
stärken wir, damit sie Kinder und 
Familien bestmöglich unterstützen 
können. Wir machen beim Sozial-
abbau nicht mit und setzen uns für 
eine ordentliche Finanzierung der 
sozialen Angebote vor Ort ein. 
Wertschätzung für die Fachkräfte 
inklusive. 

Wir sagen: Kein Kind darf in 
Armut leben! Und wir sagen auch: 
Solange Lea beim Spielen Angst vor 
kaputten Hosen haben muss, kön-
nen wir uns die Reichen nicht leis-
ten. Denn beides gehört untrennbar 
zusammen. 	 Camilla Schuler
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Berliner und Lichtenberger 
Kinderarmut in Zahlen

Kahlschlag statt Teilhabe.  
Von Ines Schwerdtner

Unsere Forderungen gegen 
Kinderarmut in Berlin!

Die Linke hilft! Aktuelle  
Beratungsangebote
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Kein Kind darf  
in Armut  
leben!
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Fast jedes vierte Kind in Berlin lebt in einer Bedarfsgemeinschaft.
Lichtenberg liegt über dem Berliner Durchschnitt.
•	 Berlin: 23,2 % 
•	 Lichtenberg: 24,2 % 

In Neukölln ist die Betroffenheit dreimal 
so hoch wie in Steglitz-Zehlendorf.

Anteil an Alleinerziehenden-Bedarfsge­
meinschaften nach SGB II an allen Allein-
erziehenden Haushalten in den Berliner 
Bezirken, Stand Dezember 2024

In Lichtenberg leben

315.550  
Personen (2024)

32.720  
Familien (2025).

10.280  
Alleinerziehende (2025).

Somit sind 31,4 % aller  
Familien alleinerziehend 

(2024)

146.906  
Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren lebten Ende 2024 in 
Berlin in einer Bedarfsgemein-
schaft mit Bürgergeld-Bezug. 

13.377
Lichtenberg gesamt

Kinderzuschlag erhielten  
Ende 2024

Lichtenberg

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der Kinderzuschlags-
berechtigten um 40 % und die der Kinder um 38 % gestiegen.

Lichtenberg weist berlinweit die zweithöchste Armutsquote 
unter Alleinerziehenden auf.

Berlin	 24.927 Familien 	 für 56.110 Kinder 

Armutsquote unter Alleinerziehenden	 31,4 %

Alleinerziehende	 10.280

davon auf SGB II angewiesen	 38,5 %

Paarfamilien „nur“ etwa	 15,0 %

Kinderarmut ist kein Randproblem. Sie betrifft hunderttausende 
Menschen in Berlin. Deshalb braucht es eine echte Kindergrund­
sicherung, höhere Löhne und bezahlbare Mieten.

Was ist Kinderarmut?

Lichtenberger und Berliner  
Zahlen kompakt

31,4 %

5.927 
unter 7 Jahren

2.363 
14 bis 18 Jahre

5.087 
7 bis 14 Jahre

LEGENDE
	 11 % bis unter 20 %
	 22 % bis unter 30 %
	 31 % bis unter 40 %

Berlin: gesamt 23,2 %

LEGENDE
	 20 % bis unter 32%
	 33 % bis unter 41 %
	 42 % bis unter 50 %

Berlin: gesamt 37,3 %

Friedrichshain- 
Kreuzberg

23,1 %

Reinickendorf
28,3 %

Mitte
32,9 %

Neukölln
34,7 %

Lichtenberg
24,2 %

Tempelhof- 
Schöneberg

22,6 %

Treptow-Köpenick
18,6 %

Pankow
11,9 %

Charlottenburg- 
Wilmersdorf 

16,8 %

Steglitz-Zehlendorf
11,1 %

Marzahn- 
Hellersdorf

25,1 %
Spandau

31,7 %

Reinickendorf
45,5 %

Mitte
45,0 %

Neukölln
47,9 %

Lichtenberg
38,5 %

Friedrichshain- 
Kreuzberg

34,0 %

Tempelhof- 
Schöneberg

39,6 %

Treptow-Köpenick
31,6 %

Pankow
23,3 %

Charlottenburg- 
Wilmersdorf 

30,3 %

Steglitz-Zehlendorf
23,3 %

Spandau
49,9 %

Marzahn- 
Hellersdorf

40,8 %
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Wenn über Jugendhilfe gesprochen 
wird, geht es meist um Kosten. Sel-
ten geht es darum, was diese Hil-
fen tatsächlich leisten. Sie bieten 
Kindern und Jugendlichen ein si-
cheres Aufwachsen, unterstützen 
Familien in Krisen und sorgen dafür, 
dass Menschen mit Behinderungen 
gleichberechtigter am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben können.

Dank einer Veröffentlichung 
geheimer Dokumente durch den 
Paritätischen Wohlfahrtsverband 
wissen wir, dass die Bundesre-
gierung massive Kürzungen bei 
der Jugend- und Eingliederungs-
hilfe plant. Was als Entlastung für 
die Kommunen verkauft wird, ist 
in Wahrheit ein sozialpolitischer 
Frontalangriff. Es geht nur darum, 
was wieviel kostet, aber nicht da-
rum, was auch wirklich viel bringt. 
Wenn an der falschen Stelle ge-
spart wird, entstehen oft Kosten an 
anderer Stelle. Darüber wird nicht 
gesprochen. Damit sollen zentrale 
Fortschritte der vergangenen Jahr-
zehnte wie Kita-Betreuung, Unter-
haltsvorschuss für Alleinerziehende 
und Kinderschutz faktisch zurück-
gedreht werden.

Natürlich stehen viele Kommu-
nen finanziell unter Druck. Doch 
die Antwort darf nicht sein, bei den 
Schwächsten zu sparen. Inklusion 
ist keine freiwillige Sozialleistung. 
Sie ist im Grundrecht verankert und 
durch internationale Menschen-
rechtskonventionen geschützt. 
Es fehlt diesem Staat ja nicht an 

Geld: Der Kriegshaushalt steigt 
allein in diesem Jahr um unglaub-
liche 20 Milliarden auf 83 Milliar-
den Euro an! Vor 10 Jahren lag der 
Verteidigungshaushalt insgesamt 
bei knapp 30 Milliarden Euro. Der 
Finanzplan des Bundes sieht von 
2025 bis 2029 für Verteidigung 
572,1 Milliarden Euro vor!

Millionen Kinder wachsen in Ar-
mut auf, erleben Vernachlässigung 
oder Gewalt, viele Familien kämp-
fen mit psychischen Belastungen 
infolge von Armut. Statt die Ursa-
chen dieser Probleme anzugehen, 
soll nun bei den Hilfen gekürzt wer-
den, die die Folgen abfedern. Und 
statt in die Jugendfreizeiteinrich-
tung sollen die Kinder wohl lieber in 
Kasernen gehen. Wir fordern kon-
krete Entlastungen: einen Mieten-
deckel, eine Kindergrundsicherung 
und ein weiterhin gut ausgebautes 
Hilfenetz für Familien.

Ein Angriff auf allen 
Ebenen
 
Die Bundesregierung greift das 
Fundament unseres hart erkämpf-
ten Sozialstaates auf allen Ebenen 
an: Der 8-Stunden Tag, die Ge-
sundheitsversorgung, Rente und 
jetzt die Jugendhilfe. Dagegen ge-
hen wir seit dem 1. Juni gemeinsam 
mit Gewerkschaften, Sozial- und 
Jugendverbänden bundesweit auf 
die Straße. 

Wer bei Jugendhilfe und Inklu-
sion spart, kürzt die Zukunft von 
Kindern und Jugendlichen weg. Die 
Rechnung dafür wird die Gesell-
schaft am Ende doppelt bezahlen: 
Jugendgewalt, Obdachlosigkeit 
und verbaute Zukunftschancen für 
die Kinder, die es sich nicht leisten 
können.

	 Ines Schwerdtner

Arm dran 
In Berlin wächst die Armut immer 
weiter an. Fast jede fünfte Haupt­
städter:in gilt mittlerweile als arm. 
Am stärksten betroffen sind Allein-
erziehende und Alleinlebende. 

Ein zentrales Problem ist die 
Mietenentwicklung, Menschen 
mit geringem Einkommen können 
mit den Wohnungspreisen nicht 
mehr mithalten. In dieser Situa-
tion schafft es der schwarz-rote 
Senat tatsächlich, diverse Hilfen 
für die Ärmsten zu kürzen. 

Zum Jahresbeginn wurde das 
Sozialticket von 19 auf 27,50 Euro 
erhöht, das ist dreimal so viel wie 
Anfang 2025. Freie Träger in der 
Sozialarbeit müssen bangen, dass 
es keine Finanzierung mehr gibt 
und auch für wichtige Fachgremi-
en wird die öffentliche Unterstüt-
zung spürbar minimiert. Ich habe 
den Eindruck, dass die Ärmsten 
der Stadt von den Regierenden 
längst abgeschrieben wurden.

Hendrikje Klein

Warum Kinder arm sind. Es sind politische Entscheidungen!

10.280 Alleiner­
ziehende leben  
im Bezirk*  
31,4 % aller Familien 
sind alleinerziehend*

Alleinerziehende sind unverän-
dert die am stärksten von Armut 
betroffene Familienform. Bun-
desweit leben rund 1,7 Millionen 
Alleinerziehende mit minderjäh-
rigen Kindern. Für ihre Familien 
ist das Armutsrisiko besonders 
hoch: Etwa 40 Prozent der Kin-
der von Alleinerziehenden gel-
ten als armutsgefährdet. Etwas 
mehr über 37 Prozent der allein-
erziehenden Familien sind auf 
(ergänzendes) Bürgergeld an-
gewiesen.

So auch in Lichtenberg. Mit 
einer Armutsquote von 31,4 Pro-
zent weist der Bezirk die zweit-
höchste Armutsquote unter Al-
leinerziehenden in Berlin auf.

Von den 10.280 in Lichten-
berg, die in Alleinerziehen-
den-Haushalten leben, waren 
4.137 auf Leistungen nach dem 
SGB II angewiesen. Das bedeu-
tet, dass fast 39 Prozent aller 
alleinerziehenden Haushalte mit 
Kindern auf Bürgergeld ange-
wiesen sind. Zum Vergleich: Bei 
Paarfamilien mit Kindern lag die-
ser Anteil bei „nur“ 15 Prozent.

Diese Zahlen machen deut-
lich: Alleinerziehende tragen 
ein überdurchschnittlich hohes 
Armutsrisiko und benötigen ge-
zielte Unterstützung. Wer Kin-
derarmut wirksam bekämpfen 
will, muss die Lebensrealität 
von Alleinerziehenden mit guter 
Kinderbetreuung, verlässlicher 
sozialer Infrastruktur und exis-
tenzsichernden Einkommen in 
den Mittelpunkt stellen.

Toni Kraus

*2025

Kahlschlag statt Teilhabe:  
Warum die geplanten Kürzungen bei Jugend-  
und Eingliederungshilfe alle treffen werden
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Eines meiner Herzensprojekte 
der Kinderarmutsprävention ist 
die „Kinderstadt“, die von zahlrei­
chen Akteuren aus Lichtenberg 
unter Gesamtverantwortung der 
blu:boks in den Sommerferien 
durchgeführt wird. Kinder aus 
armutsbetroffenen Familien er-
schaffen eine Woche lang ihr eige-
nes kleines Lichtenberg. Lust auf 
Kochen? Eine Stadt braucht ein 
Café. Fasziniert von Medien? Klein 
Lichtenberg braucht einen Pod-
cast. Eher Typ Entertainer? Dann 
im Akrobatik-Workshop die große 
Freitagsshow konzipieren. Kinder, 
für deren Familien eine Ferienreise 
unerschwinglich ist, können sich 
eine Woche lang ausprobieren, ei-
gene Stärken und Interessen ent-
wickeln und sehen, was sie alles 
leisten können – und ganz wichtig: 
Sie bestimmen mit.

Dieses Projekt steht sinnbildlich 
für den Ansatz der Lichtenberger 
Kinderarmutsstrategie, die einer-
seits versucht, die Kinder mit ihren 
Bedürfnissen ganzheitlich zu fas-
sen, Kinder gemäß ihren individu-
ellen Bedürfnissen und Kompeten-
zen zu fördern, und andererseits 
alle Unterstützungsstrukturen von 
der Schwangerschaftsberatung, 
über Kita und Schule bis zum 

Schulabschluss bzw. Beginn des 
Arbeitslebens zu vernetzen. Das 
übergeordnete Ziel: Kindern aus 
armutsbetroffenen Familien sozia-
le Teilhabe ermöglichen und Unter-
stützungsmöglichkeiten leicht zu-
gänglich und zielgenau anbieten. 
Hierfür werden konkrete Maßnah-
men und Projekte wie die Kinder-
stadt finanziert und innerhalb der 
Bezirksverwaltung und gemeinsam 
mit Partnern Strukturen aufgebaut, 
in denen Experten aus verschiede-
nen Gebieten ihr Wissen zusam-
menbringen und das Verwaltungs-
handeln auf die Bedürfnisse ar-
mutsbetroffener Kinder ausrichten.

Im Fokus des Strukturaufbaus 
stehen das Aufbrechen von „Con-
tainerdenken“ und die Etablierung 
armutssensiblen Handelns in der 
Verwaltung. Wir verbreiten Wis-
sen von Hilfsangeboten und ent-
wickeln gleichzeitig effiziente Ver
waltungsabläufe, so dass die Hil-
fen wirklich ankommen.

Allerdings hat die bezirkliche 
Kinderarmutsstrategie ihre Gren-
zen. Wir können Verwaltungspro-
zesse verbessern, aber schlechte 
Gesetze von Bund oder Land nicht 
brechen. Bspw. ist das Bildungs- 
und Teilhabepaket (BuT) für viele 
Familien sehr schwer in Anspruch 

zu nehmen. Viele Hilfen von Fi-
nanzierung des Kitaessens, über 
Sportvereinsbeiträge bis hin zu 
Klassenfahrten können gefördert 
werden. Dafür muss aber jede Hil-
fe einzeln beantragt werden. Das 
Resultat: Viele anspruchsberech-
tigten Familien nutzen das BuT gar 
nicht oder nicht umfassend. Besser 
wäre es, wir stellten arme Familien 
nicht unter Generalverdacht, son-
dern leisten Hilfe zur Selbsthilfe 
durch eine auskömmliche Grundsi-
cherung für jedes betroffene Kind.

Und natürlich hat die Landes-
politik Spielräume. Jugendfreizeit-

einrichtungen gehören etwa zu 
den „Freiwilligen Leistungen“ der 
Jugendhilfe. Wir haben gerade erst 
bei den Haushaltsverhandlungen 
wieder erlebt, wie der CDU-SPD-
Senat bei der Bezirksfinanzierung 
gerne sagt: Eure Kosten steigen in 
den Bezirken? Na, dann kürzt halt 
Eure freiwilligen Leistungen – also 
schließt die Jugendclubs. Und, na 
klar sind die Kassen in Berlin nicht 
prall gefüllt, aber man kann sich 
schon entscheiden, ob man lieber 
Prestigeprojekte wie Olympia för-
dert oder Kinder und Jugendliche. 

	 Camilla Schuler

Sommer, Wasser, Ferienspaß –  
Das Ferienschwimmen 2026 in Lichtenberg
Wenn die Sommerfe-
rien starten und die 
Temperaturen stei-
gen, gibt es für 
viele K inder nur 
einen Wunsch: ab 
ins Wasser! Genau 
dafür gibt es auch 
2026 wieder das be-
liebte Ferienschwimmen 
in der Carl-von-Linné-Schwimm-
halle. In den letzten drei Ferien-
wochen können Kinder zwischen 
fünf und zwölf Jahren, die von 
Armut betroffen sind, kostenlos 
planschen, üben und jede Menge 
Spaß haben.

Doch beim Fer ien-
schwimmen geht es 

um mehr als nur Ab-
kühlung. Schwimmen 
zu können ist eine 
wichtige Fähigkeit, 
die Sicherheit gibt, 

Selbstvertrauen stärkt 
und im Ernstfall sogar 

Leben retten kann. Gerade 
in Berlin mit seinen vielen Seen, 
Freibädern und Gewässern ist 
das besonders wichtig.

Und der Bedarf ist groß: Ob-
wohl die DLRG im Jahr 2025 bun-
desweit fast 100.000 Schwimm-
abzeichen vergeben hat, gelten 

nach Einschätzung der Organisa-
tion noch immer rund 60 Prozent 
der Kinder am Ende der vierten 
Klasse nicht als sichere Schwim-
merinnen und Schwimmer. Grün-
de sind unter anderem fehlende 
Wasserflächen, lange Wartelisten 
für Kurse und finanzielle Hürden.

Genau hier setzt das Lichten-
berger Ferienschwimmen an. Un-
ter fachkundiger Anleitung sam-
meln die Kinder erste Erfahrungen 
im Wasser, verbessern ihre Tech-
nik und gewinnen Sicherheit –  
vom ersten mutigen Sprung ins 
Becken bis zur Vorbereitung auf 
das Seepferdchen. Dabei wird 

nicht nur geschwommen, sondern 
auch gelacht, getaucht und ge-
meinsam gefeiert, wenn die erste 
Bahn ohne Hilfe gelingt.

Das Angebot ist Teil der be­
zirklichen Kinderarmutspräven­
tion und zeigt, wie Teilhabe ganz 
praktisch funktionieren kann: 
kostenlos, niedrigschwellig und 
mit nachhaltiger Wirkung. Denn 
jedes Kind, das sicher schwim-
men lernt, gewinnt nicht nur eine 
wichtige Fähigkeit, sondern auch 
ein Stück Freiheit für den Sommer 
– und weit darüber hinaus.

KAP

Lichtenberger  
Kinderarmutsstrategie 
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Das Fußballdart war der große Renner beim Kinderfest am  
1. Juni im Altenhofer Dreieck in Alt-Hohenschönhausen.



Fakten statt  
Kampagnen bei  
der Polizeiwache
Eine Petition der CDU gegen die 
angebliche Schließung der Hohen-
schönhausener Polizeiwache sam-
melte zahlreiche Unterschriften und  
schürte Sorgen um die Sicher-
heit im Kiez. Es war von 60 weg-
fallenden Stellen, fehlenden Ein-
satzwagen und dem schrittweisen 
„Aus“ der Dienststelle die Rede. Da 
macht man sich natürlich Sorgen. 
Wer Menschen mobilisiert, trägt 
Verantwortung dafür, die Fakten 
korrekt darzustellen.

Nun stellten Innensenatorin und  
Polizeipräsidentin klar, dass der Ab-
schnitt in der Pablo-Picasso-Stra-
ße bestehen bleibt. Im Gegenteil: 
Durch die Reform werden Verwal-
tungsaufgaben gebündelt, damit 
mehr Polizist:innen unterwegs sind. 

Warum wurde der Eindruck er-
weckt, der Abschnitt sei in Gefahr, 
obwohl seine Schließung nie ge-
plant war? Die CDU kritisiert Ent-
scheidungen eines Senats, dem sie 
selbst angehört und dessen Regie-
renden Bürgermeister sie stellt. Wen 
adressiert sie damit eigentlich?

In der Petition heißt es, auf ver-
meintlichen Druck der CDU sei-
en 30 Mio. Euro in die Sanierung 
des Standorts investiert worden. 
Gleichzeitig stehe die Wache vor 
dem Aus. Warum sollte Berlin Milli-
onen in einen Standort investieren, 
der angeblich geschlossen wird? 
Beides gleichzeitig ergibt wenig 
Sinn. Sanierungsplanungen, die 
übrigens unter Rot-Rot-Grün be-
gonnen wurden.

Die Diskussion um die Polizei-
wache zeigt, wie wichtig vielen 
Menschen die Sicherheit im Kiez 
ist. Das nehmen wir ernst. Zu ech-
ter Sicherheit gehört auch soziale 
Sicherheit. Deshalb fordern wir 
mehr Investitionen in bezahlbaren 
Wohnraum, Bildung, Jugend- und 
Sozialarbeit sowie öffentliche Da-
seinsvorsorge. Denn dort, wo Men-
schen Perspektiven haben, ent-
steht Sicherheit, die weit über die 
bloße Abwesenheit von Kriminalität 
hinausgeht.	 Toni Kraus

KOMMENTAR

Immer wieder  
Trabrennbahn Karlshorst 

Fraktions-Report
Fraktion Die Linke in der Bezirksverordnetenversammlung Lichtenberg	  03 /26

Die Karlshorster lieben ihre Trab-
rennbahn – nicht nur als Pferde-
sportanlage, sondern auch als 
Naherholungsgebiet und Grünanla-
ge. Doch nicht alle im Bezirk möch-
ten die Trabrennbahn auch für die 
Zukunft erhalten. Die große Frei-
fläche weckt die Begehrlichkeiten 
von Investoren, die für ihre Flächen 
Wohnungsbau und Gewerbeflächen 
planen. Doch die geplante Be-
bauung schränkt die Funktion der 
Trabrennbahn als Naherholungs-
raum ein, eröffnet den Investoren 
die Möglichkeit, später weitere 
Flächen für den Wohnungsbau zu 
nutzen und stößt wegen der Nähe 
zu den naturschutzrechtlichen 
Ausgleichsflächen und dem Was-
serschutzgebiet in der Wuhlheide 
auf den Widerstand von Umwelt-
verbänden. 

Als Linke schließen wir eine Be­
bauung der Grünflächen zwischen 
Trabrennbahn und Wuhlheide da­
her aus. Unsere Fraktion möchte 

die Trabrennbahn langfristig von 
einer Bebauung freihalten und sie 
als Natur- und Freizeitraum erhal­
ten. 

Wir begrüßen dennoch den 
Fortgang des Bebauungsplanver-
fahrens. Dort können die verschie-
denen Standpunkte eingebracht 
und miteinander abgewogen wer-
den. Nach der ersten Beteiligungs-
runde ist ein guter Zeitpunkt, um 
den beschlossenen runden Tisch 
durchzuführen. Die versprochene 
Bürgerbeteiligung ist dabei zeitlich 
etwas nach hinten gerutscht, wird 
aber stattfinden. 

Dabei ist der Kreis der Gegner 
der Bebauung genauso vielfältig 
wie der Kreis der Unterstützer. Ei-
nige Akteure wecken dabei auch 
falsche Hoffnungen. Denn solange 
die Eigentumsverhältnisse auf der 
Trabrennbahn unverändert bleiben, 
ist der Bezirk in seinen Planungen 
von den Vorstellungen der Inves-
toren abhängig. Eine Planung am 

Reißbrett ist zwar erstrebenswert, 
unter den gegebenen Verhältnissen 
aber unrealistisch. 

Ebenso kritisch sieht meine 
Fraktion auch die Forderung, Geld 
in den Wiederaufbau des sog. „Kai-
serpavillons“ auf der Trabrennbahn 
zu investieren. Über hundert Jah-
re nach der Abdankung des letz-
ten deutschen Monarchen kann 
das knappe Geld an anderer Stelle 
sinnvoller verwendet werden. Zu-
mal der Denkmalschutz der be-
stehenden Anlagen ohnehin eine 
Herausforderung darstellt. 

Schließlich werben wir auch für 
einen sachlichen Umgang mit den 
Streitfragen um die Entwicklung 
der Trabrennbahn. Wer Mitarbei-
ter des Stadtentwicklungsamts in 
der Öffentlichkeit diffamiert, diese 
gar mit Strafanzeigen und Dienst-
aufsichtsbeschwerden überzieht, 
disqualifiziert sich als Partner für 
eine Entwicklung der Trabrennbahn 
selbst. 	  Antonio Leonhardt
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Die Trabrennbahn ist identitätsstiftend für viele Karlshorsterinnen und Karlshorster. Kein Wunder, dass das 
Interesse rund um die Bebauung groß ist.
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Die Große-Leege-Straße 103 in 
Alt-Hohenschönhausen ist durch 
das Familienbüro, das Jugend- und 
Bürgeramt für viele Familien ein 
Anlaufpunkt im Bezirk. Um unseren 
Bezirk noch familienfreundlicher 
zu machen, fordern wir einen öf-
fentlich zugänglichen, kleinkind-
gerechten und inklusiven Spielplatz 
im direkten Umfeld des Dienstge-
bäudes.

Das Jugendamt wird von vie-
len Familien vor allem als Behörde 
in belastenden Lebenssituatio-
nen wahrgenommen. Gleichzeitig 
ist es eine zentrale Anlaufstelle 
für Unterstützung, Beratung und 
Begleitung im Familienalltag. Ein 
Spielplatz kann dazu beitragen, 
diese Wahrnehmung zu verändern. 
Er schafft einen niedrigschwelligen 
Begegnungsort, der Familien un-
abhängig von konkreten Anliegen 
anspricht und den Zugang zu den 
Angeboten des Jugendamtes wie 
dem Familienbüro erleichtert, das 

insbesondere ein Ort ist, um Fa-
milien frühzeitig zu erreichen, Ver-
trauen aufzubauen und Kontakte zu 
anderen Unterstützungsangeboten 
zu fördern.

Wartezeiten im ebenfalls im Ge-
bäude befindlichen Bürgeramt kön-
nen somit zusätzlich familienfreund-
lich gestaltet und Stresssituationen 
für Kinder reduziert werden.

Darüber hinaus stärkt ein Spiel-
platz die soziale Infrastruktur im 
Quartier und fördert Austausch so-
wie Vernetzung unter Familien. Ge-
rade in einer so rasant wachsenden 
Bezirksregion wie Alt-Hohenschön-
hausen ist es wichtig, öffentliche 
Räume zu schaffen, die sich an den 
Bedürfnissen von Kindern und El-
tern orientieren.

Ein Spielplatz am Jugendamt ist 
somit nicht nur eine rein infrastruk-
turelle Maßnahme, sondern ein Bei-
trag zu einer modernen, präventi-
ven und zugewandten Kinder- und 
Jugendhilfe.	 Toni Kraus

In einem unscheinbaren Indust-
riebau in der Siegfriedstraße ver-
steckt sich ein wahrer Schatz aus 
DDR-Zeiten. Ein farbenfrohes Mo-
saik des Künstlers Lothar Scholz 
zeigt mechanische Bauteile, die 
sich in florale Muster entfalten. 
Entdeckt hat dieses Kunstwerk 
Martin Maleschka, der sich seit 
Jahren mit Kunst am Bau beschäf-
tigt, diese fotografiert und syste-
matisch erfasst. 

Dieses Werk war weder Teil der 
Kulturkarte des Bezirkes noch in 
Werksverzeichnissen des Künst-
lers zu finden, es schien schlicht-
weg vergessen. Lothar Scholz, der  
selbst mehrere Jahre in Lichten-
berg seine Arbeitsräume hatte, 
gestaltete unter anderem das Flie-
sentableau im Terassencafé des 
Tierparks. Ein großes Werk des 
Künstlers im Haus des Reisens in 
Mitte wurde bereits vor Jahren von 

einem neuen Eigentümer abgeris-
sen. 

Wir haben den Bezirk aufgefor-
dert, das Mosaik in der Siegfried-
straße in die Kulturkarte aufzuneh-
men und sich mit dem Eigentümer 
in Verbindung zu setzen, um es 
langfristig zu sichern und zu erhal-
ten. Aktuell ist es glücklicherweise 
nicht bedroht, jedoch ist baubezo-
gene Kunst aufgrund ihrer Beschaf-
fenheit grundsätzlich bei poten-
tiellen Sanierungs- oder Umgestal-
tungsabsichten des Eigentümers 
gefährdet. Die öffentliche Hand hat 
hier nur begrenzten Zugriff.

Eine systematische Erfassung, 
wie es etwa das Brandenburgische 
Landesamt für Denkmalpflege seit 
einigen Jahren macht, gibt es so in 
Berlin leider nicht. Wenn wir bau-
bezogene Kunst erhalten wollen, 
und davon gab es insbesondere zu 
DDR-Zeiten viel, müssen wir diese 
zunächst einmal erfassen, um dann 
Handlungsoptionen mit allen Betei-
ligten zu entwickeln und die Werke 
langfristig zu sichern. 

	 Samantha Klug

Rummelsburg: 
Parkplätze  
oder Park?
In Rummelsburg ist Streit um 
den kaum genutzten Parkplatz 
zwischen der Hauptstraße und 
dem “Ahoi”-Bootsverleih ent-
brannt. Dieser soll entsiegelt 
und in eine Grünfläche um-
gewandelt werden. Dagegen 
machte die CDU in der BVV mo-
bil und forderte das Bezirksamt 
auf, die leere Abstellfläche zu 
erhalten. Nach dem Baurecht ist 
die Verwaltung allerdings ver-
pflichtet, den Parkplatz zu ent-
siegeln. Denn für das Gelände 
am Ende der Rummelsburger 
Bucht existiert ein Bebauungs-
plan mit der amtlichen Nummer 
XVII-5a. Die Aufstellung dieses 
Plans wurde 1992 beschlossen 
und sollte eine kompakte Wohn-
bebauung entlang der Bucht er-
möglichen.

Wenn eine Brachfläche durch 
einen Bebauungsplan in ein 
dicht genutztes Quartier umge-
wandelt werden soll, erfordert 
das Baugesetzbuch entspre-
chende Ausgleichsmaßnahmen, 
die ebenfalls im Plan festgesetzt 
werden müssen. Sie dienen u. a. 
der Lebensqualität der Anwoh-
nenden. Zu diesen Maßnahmen 
zählen die begrünte Promena-
de entlang der Rummelsbur-
ger Bucht und der kleine Park 
gegenüber dem S-Bahnhof. Die 
Entsiegelung des Parkplatzes 
ist im Bebauungsplan zwingend 
vorgegeben und stellt gleichzei-
tig den letzten Schritt zur Fer-
tigstellung der Grünanlage dar.

Warum ist der Park, anders 
als die Wohnhäuser, nicht 
schon längst fertiggestellt? 
Das Bezirksamt gibt an, dass 
zwischenzeitlich eine befriste-
te Ausnahmegenehmigung zur 
Nutzung des Parkplatzes für ei-
nen Einzelhändler galt, die nun-
mehr abgelaufen ist. Außerdem 
mussten rechtliche und organi-
satorische Prozesse innerhalb 
der Verwaltung durchlaufen wer-
den. Es ist zu hoffen, dass der  
lange versprochene Park nun 
zügig fertiggestellt wird.

Alexander Rossmann

Familienfreundliches Jugendamt  
in Lichtenberg

Kunst, die keiner kennt,  
kann keiner bewahren
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Das Dienstgebäude in der Große- 
Leege-Straße beherrbergt direkt 
im Eingang das Familienbüro. Ob 
Elterngeld oder Kitagutschein, 
hier erfährt man schnell das 
Wichtigste und wird zur richtigen 
Stelle weiterverwiesen.

Solch schöne Mosaike gehören  
für uns in die Lichtenberger 
Kulturkarte!
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Müll sammeln und gleichzeitig mit 
Menschen ins Gespräch kommen. 
Das war die Idee von Albrecht Trü-
benbacher von den Lichtenberger 
Kehrenbürgern. Unter dem Motto 
„CleanUp trifft Lokalpolitik“ lädt er  
regelmäßig die demokratischen 
Parteien im Bezirk zu politischen 
Putzspaziergängen ein.

Das ließ sich Die Linke nicht 
zweimal sagen. Gemeinsam mit 
vielen anderen haben aus unserer 
Fraktion Antje Schiwatschev und ich 
am 12. Mai auf dem Heinrich-Dat-
he-Platz am Tierpark nicht nur flei-
ßig sauber gemacht, sondern auch 
zugehört und Fragen beantwortet. 

Neben interessanten Erkennt-
nissen konnten wir so unter ande-
rem eine Mikrowelle, einen Büro

stuhl, Reste eines verbrannten 
Autos sowie säckeweise Scherben, 
Kronkorken und Zigarettenkippen 
sammeln. Leider ist in der Regel 
schon wenige Tage nach diesen 
Spaziergängen der Boden erneut 
übersät mit Kippen und weiterem 
Unrat. Also eigentlich eine Sisy-
phusarbeit? Nein, denn die wird als 
endlose, mühselige, nie vollendete 
und deshalb sinnlose Aufgabe de-
finiert. Sinnlos ist der Einsatz aber 
ganz und gar nicht. Denn er ermög-
licht neben dem sichtbaren Appell 
für eine saubere Umwelt auch das 
unmittelbare Zusammentreffen von 
Politik mit Bürger:innen. Die nächs-
ten Putztermine sind hier zu finden: 
www.kehrenbuerger-lichtenberg.
org. 	 Tatjana Behrend

Eine klassische 
Win-Win-Situation
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Putzen und Plaudern – Die Linke 
war dabei.

Am 9. Mai feierten wir den Europa-
tag – die politische Geburtsstunde 
der Europäischen Union. Eine Erin-
nerung an die historische Erklärung 
des damaligen französischen Au-
ßenministers Robert Schuman aus 
dem Jahr 1950, welche den Grund-
stein für ein vereintes, friedliches 
Europa legte.

Eine Fahrradtour quer durch un
seren Bezirk, gemeinsam mit der 
überparteilichen Europa-Union 
Berlin und unserem Mitglied des 
Europaparlaments, Martin Günther, 
führte zu unterschiedlichen EU-fi-
nanzierten Projekten. 

Start war in der Anna-Seghers- 
Bibliothek im Linden-Center. Hier 
gab es einen Büchertisch mit vielen 
verschiedenen Medien rund um Eu-

ropa – Geschichte, Kultur, Kinderlie-
der oder Kulinarisches. Ich entdeck-

te noch etwas Neues und sehr Inte-
ressantes, was nichts mit Europa zu 

tun hat: Mehrere Regale, in denen 
sich viele nützliche Dinge für Haus-
halt, Urlaub oder Alltag finden – von 
Werkzeug über Nähutensilien, Out-
door-Spielzeuge oder eine Hüpf-
burg – einfach mal vorbeischauen 
und inspirieren lassen.

Danach ging es in den Fennpfuhl 
zu EU-finanzierten Sonnensegeln 
für den Hitzeschutz auf Spielplät-
zen und einem Beratungsprojekt 
für alleinerziehende Eltern, welches 
über den europäischen Sozialfonds 
gefördert wird.

Den Abschluss bildete ein tolles 
ukrainisches Buffet in Karlshorst 
mit europäischen Weinen und ei-
nem kleinen Quiz über die EU und 
die Ukraine. 

	 Kerstin Zimmer

Europa und die Bibliothek der Dinge:  
Leihen statt kaufen
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Ganz unscheinbar auf einem Bauschild wird das Geld der Europäischen 
Union im Bezirk sichtbar. Martin Günter, MdEP für Die Linke, war bei der 
Radtour dabei.

125 Jahre  
Freiwillige Feuerwehr  
Alt-Hohenschönhausen!

Herzlichen Glückwunsch zu die-
sem Jubiläum! Mehr als 700 Ein-
sätze im Jahr, also durchschnitt-
lich fast zwei pro Tag, werden 
von der Wache in der Ferdi-
nant-Schultze-Straße bewältigt. 
Das zeigt, wie unverzichtbar die 
Freiwillige Feuerwehr für unseren 
Bezirk und unsere ganze Stadt ist.

Beim Fest wurde aber noch 
etwas anderes sichtbar: die gro-
ße gegenseitige Wertschätzung 
innerhalb der Feuerwehr und die 
hervorragende Jugendverbands-

arbeit, die dafür sorgt, dass sich 
auch die nächste Generation mit 
so viel Engagement einbringt. 
Schön, dass ich Euch mit einer 
privaten Spende von 200€ für 
das Jubiläum unterstützen konn-
te und dass doch einige auf mich 
zukamen und sich freuten, dass 
Die Linke sich für die Belange der 
Freiwilligen Feuerwehr einsetzt.

Vielen Dank an alle Kamera-
dinnen und Kameraden für Euren 
großen persönlichen Einsatz, den 
Ihr Tag für Tag zeigt. 	 Toni Kraus
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Eine tolle Jubiläumsfeier in der 
Wache in der Ferdinand-Schultze- 
Straße in Alt-Hohenschönhausen.
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Mario Keßler ist ein Historiker mit 
Leib und Seele. Sein Interesse für 
Geschichte begann schon sehr 
früh, da war er gerade 11 Jahre alt, 
historische Bücher gehörten bei-
zeiten zu seinem Lesestoff. 

Geboren wurde er 1955 in Jena. 
Er stammt aus einem sozialisti-
schen Elternhaus. In seiner wei-
teren Familie gab es Opfer und 
Mitläufer der Nazis. Der Vater war 
Wehrmachtssoldat, der desertier-
te. Er hatte Stalin zeitweise verehrt 
und gleichzeitig Furcht vor ihm. Die 
Auseinandersetzung mit dem Stali-
nismus als System sollte viel später 
bei Marios Forschungen eine wich-
tige Rolle spielen. Nach dem Abitur 
1974 absolvierte er ein Studium der 
Geschichte und Germanistik an den 
Universitäten in Jena und Leipzig. 
Nahtlos schloss sich 1979 ein For-
schungsstudium an. 

Er promovierte, wohl wissend, 
dass die Geschichtswissenschaft 
der DDR in einem ideologischen 
Korsett gefangen war. Er fand für 
sich Freiräume, widmete sich in 
seiner Dissertation der Nahost-Po-
litik der Komintern, einem internati-
onalen Zusammenschluss Kommu-
nistischer Parteien, der von 1919 
bis 1943 bestand, und schaute 
dabei in Abgründe, als er heraus-
fand, dass fast alle Emissäre der 
Komintern im Nahen Osten und in 
der kolonialen Welt Opfer des sta-
linistischen Terrors wurden. Keßler 
gelang es, noch 1990 zum Thema 
Zionismus und internationale Ar-
beiterbewegung zu habilitieren. Für 
den Historiker war der Umbruch 
politisch ungemein lehrreich. So 
schilderte er, wie er als letzter Par-
teigruppenorganisator der Grund-
organisation, kein anderer wollte 

mehr die Funktion übernehmen, im 
Geschichtsinstitut der Akademie 
der Wissenschaften in Berlin die 
Parteibücher der ausgetretenen 
Genossen einsammelte. Er selbst 
behielt sein Parteibuch und ist 
heute Mitglied der Linkspartei und 
der Historischen Kommission beim 
Parteivorstand. Ein Kritiker des 
Kapitalismus ist er geblieben, eine 
andere DDR hätte eine Chance sein 
können. Lehren aus der Geschichte 
zu ziehen? Die Hoffnung bleibt.

Mario Keßler gehörte zu den 
wenigen Historikern der DDR, die 
nach dem Anschluss an die BRD 
ihre wissenschaftliche Arbeit naht-
los fortsetzen konnten. Ihm ge-
lang es, ein Auslandsstudium in die 
USA zu bekommen. Später hatte 
er immer wieder Lehraufträge an 
renommierten amerikanischen Uni-
versitäten. Seine wissenschaftliche 
Heimat in Deutschland wurde von 
1996 bis 2021 das (Leibniz-)Zent-
rum für Zeithistorische Forschung 
in Potsdam. 2005 wurde er an der 
Universität Potsdam zum außer-
planmäßigen Professor ernannt. Es 
ist an dieser Stelle schier unmög-
lich, auf Keßlers zahlreiche Publika-
tionen in deutscher oder englischer 
Sprache einzugehen. 

Eines seiner bevorzugten The-
men sind die Außenseiter, die 
Grenzgänger des Kommunismus. 
Es sind Menschen, die sich vom 
Kommunismus als Ideologie, Be-
wegung oder Glaubensgemein-
schaft entfernten, aber dennoch 
mit der ursprünglichen Idee ver-
bunden blieben. Ihre Gedanken 
über sozialistische und kommu-
nistische Alternativen haben auch 
Mario Keßler geprägt. Er schrieb 
u.a. über Isaak Deutscher, Stefan 
Heym, Ruth Fischer und Leo Trotz-
ki. Seit 2021 im Ruhestand arbeitet 
er an einer umfangreichen Biografie 
über Paul Merker (1894-1969), der 
in der DDR ein Opfer stalinistischer 
Repressalien wurde.

Entspannung findet der leiden-
schaftliche Historiker beim Hören 
von Rockmusik der 60er und frü-
hen 70er Jahre des vorigen Jahr-
hunderts. Die Filme „Blutige Erd-
beeren“ (1970) und „Casablanca“ 
(1942) sind für ihn Kult. Der letztere 
ist für ihn ein künstlerischer Beitrag 
zur antifaschistischen Weltkultur. 

	 Daniela Fuchs

KULTURTIPP  
„ … Dieser Feind steht 
rechts!“  
Der Kampf gegen den 
Nationalsozialismus vor 
1933

Seit Beginn der Weimarer Republik 
1919 war in Teilen der deutschen 
Bevölkerung nationalistisches, völ-
kisches und antisemitisches Ge-
dankengut fest verankert. Schon 
frühzeitig warnten Demokratinnen 
und Demokraten vor möglichen 
Folgen für die Grundrechte der 
ersten parlamentarischen Demo-
kratie in Deutschland. 27 Frauen 
und Männer werden in der Aus-
stellung vorgestellt. Darunter sind 
Politiker, Gewerkschafter, Künstler, 
Wissenschaftler, Publizisten und 
Juristen. Rudolf Breitscheid von 
der SPD sagte: “Wir werden gegen 
den Faschismus kämpfen...es ist 
hundertmal leichter, ihn von der 
Macht fernzuhalten, als ihn aus der 
Macht zu verdrängen.“ Seine Worte 
haben nichts an Aktualität verloren. 
Käthe Kern organisierte Bildungs-
arbeit, Paul Hildebrandt kämpfte 
gegen rechtsextreme Agitation in 
den Schulen. Kurt Tucholsky, Erich 
Kästner und Erika Mann nutzen die 
Kunst gegen die allgemeine Volks-
verdummung. Die Nazis rächten 
sich nach der Machtübernahme 
1933 mit Verfolgung und Mord.

Bis 23. August 2026, Gedenk-
stätte Deutscher Widerstand, 
Stauffenbergstraße 13
	 Daniela Fuchs

Herausgeber: 
Die Linke in der BVV Lichtenberg 
V.i.S.d.P. Tatjana Behrend, Toni Kraus
Adresse der Redaktion: 
Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin
E-Mail:  
fraktion@linksfraktion-lichtenberg.de 
www.linksfraktion-lichtenberg.de 
Telefon: (030) 90 296 31 20 
Redaktionsschluss: Ausgabe  
03/26 – 05. Juni 2026
Gestaltung: Uta Tietze 
Druck: Union Druckerei Berlin

I M P R E S S U M

z	 Do, 18.06., 09.07., 17.09. 
jeweils 17 Uhr  
BVV-Sitzung, Max-Taut-Aula. 
Die Tagung wird auch im  
LiveStream übertragen

WA N N  U N D  WOHohenschönhausener Historiker 
mit Leib und Seele – Mario Keßler
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Mario Keßler – Mitglied der Historischen Kommission der Linken.

04  —     Portrait
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In Deutschland leben 13,3 Millionen 
Menschen in Armut. So viele wie 
nie zuvor. Das zeigt der neue Ar-
mutsbericht des Paritätischen Ge-
samtverbandes. Trotzdem plant die 
Bundesregierung milliardenschwe-
re Kürzungen im Sozialbereich. Das 
ist die falsche Antwort auf die so-
ziale Realität vieler Menschen.

Besonders alarmierend ist die 
Lage von Kindern und Familien. 
Fast jedes fünfte Kind wächst in 
Armut auf. Bei Alleinerziehenden 
liegt die Armutsquote sogar bei 
rund 30 Prozent. Hinter diesen 
Zahlen stehen Kinder, die nicht mit 
auf Klassenfahrt fahren können, 
Familien, die auf Freizeitangebote 
verzichten müssen, und Eltern, die 
jeden Monat neu rechnen, ob das 
Geld bis zum Monatsende reicht. 
Kinderarmut ist kein individuelles 
Schicksal. Sie ist das Ergebnis poli-
tischer Entscheidungen.

Deshalb fordert Die Linke eine 
echte Kindergrundsicherung, die  
K inder zuverlässig vor Armut 
schützt und ihnen die gleichen 
Chancen auf Bildung, Freizeit und 
gesellschaftliche Teilhabe ermög-
licht.

Doch Armut betrifft längst nicht  
nur Menschen ohne Arbeit. Der Ar-
mutsbericht zeigt: Auch Erwerbs
tätige geraten immer häufiger 
unter Druck. Rund 1,8 Millionen 
Menschen leben trotz Vollzeitarbeit 
in Armut! 826.000 Erwerbstätige 
brauchen Bürgergeld, weil ihr Ein-
kommen nicht zum Leben reicht.

Das bedeutet: Menschen ste-
hen morgens auf, fahren zur Arbeit, 
leisten ihren Beitrag und können 
trotzdem nicht die Miete oder den 
Wocheneinkauf bezahlen. Deshalb 
brauchen wir höhere Löhne, einen 
starken Mindestlohn und bessere 
Tarifbindung. Wer arbeitet, muss 

von seinem Einkommen gut leben 
können.

Frauen sind häufiger von Armut 
betroffen als Männer. Sie gehen 
häufiger in Teilzeit und leisten öfter 
wichtige Sorgearbeit in der Familie, 
was ihre Rentenansprüche langfris-
tig drückt. Hinzu kommt die Woh
nungsfrage. Für viele Haushalte 
sind die Mieten in den vergangenen 
Jahren deutlich stärker gestiegen 
als die Einkommen. Was nach der 
Miete übrig bleibt, reicht oft kaum 
für den Alltag. Die Folge: Familien 
ziehen aus ihren Kiezen weg, äl-
tere Menschen fürchten die nächs-
te Mieterhöhung und viele junge 
Menschen finden keine bezahlbare 
Wohnung mehr.

Deshalb fordert Die Linke einen 
bundesweiten Mietendeckel und 
den massiven Ausbau bezahlbarer 
Wohnungen. Wohnen darf kein Lu-
xus sein.

Unsere Forderungen 05

Unsere Antwort auf die 
Ergebnisse des Armuts­
berichts ist klar:

▶	 Kinderarmut mit einer echten 
Kindergrundsicherung be-
kämpfen.

▶	 Armut trotz Arbeit mit höhe
ren Löhnen und starken Tarif-
verträgen verhindern.

▶	 Wohnen bezahlbar machen: 
mit einem Mietendeckel und 
mehr gemeinnützigem Woh-
nungsbau.

▶	 Statt bei Familien, Rentne-
rinnen und Rentnern oder 
Menschen mit Behinderung  
zu kürzen, müssen große 
Vermögen und Milliarden­
erben endlich stärker zur 
Finanzierung unseres Ge­
meinwesens beitragen. Denn 
in einem reichen Land wie 
Deutschland darf Armut kein 
Normalzustand sein.

	
Ines Schwerdtner

Um diesem unhaltbaren Zustand zu 
begegnen, haben wir als Linke in 
der rot-rot-grünen Regierung 2017  
einen Meilenstein gesetzt: die Ein-
richtung der Landeskommission zur 
Prävention von Kinder- und Fami-
lienarmut. Unser Ziel war eine ge-
samtstädtische Strategie, die nicht 
nur auf dem Papier steht, sondern 
direkt in den Kiezen wirkt. Und 

wir hatten Erfolg: 2024 liefen die 
Strukturen endlich auf Hochtouren. 
In allen Bezirken gab es Koordinie-
rungsstellen und ein stadtweites 
Budget von 1,7 Millionen Euro für 
die Präventionsarbeit. Damit wur-
den ganz konkrete Projekte vor Ort 
finanziert – von der bezirklichen 
Kinderarmutskonferenz bis hin 
zum kostenlosen Kochkurs im Ju-

gendclub. Doch dann kam der 
schwarz-rote Haushaltsplan für  
2025 und mit ihm der große 
Schock: CDU und SPD planten, die-
se lebenswichtigen Mittel de facto 
auf null zu streichen. Ein beispiel-
loser Kahlschlag auf dem Rücken 
der Schwächsten! Die zuständige 
Bildungssenatorin wusch ihre Hän-
de in Unschuld und verwies lapidar 
auf die Spitzenrunden der Koalition.

Durch massiven öffentlichen und 
politischen Druck ruderte Schwarz-
Rot zähneknirschend zurück. Das 
Ergebnis bleibt dennoch ein Ar-
mutszeugnis: Statt der vorgesehe-
nen 100.000 Euro erhalten die Be-
zirke nun nur noch jeweils 50.000 
Euro für diese Arbeit. Die Hälfte der 
dringend benötigten Gelder wurde 
einfach weggewischt. Damit wa-
ckeln mühsam aufgebaute Struk-
turen, die gerade erst begonnen 
hatten, Familien wirksam zu unter-
stützen. Wir als Linke nehmen die-
ses sozialpolitische Rollback nicht 
hin. Kinderarmut ist politisch ge-
macht – und sie lässt sich politisch 
bekämpfen! Wenn für Prestige-
projekte Millionen da sind, darf bei 
Kindern nicht geknausert werden.

Unsere landespolitischen  
Forderungen sind deshalb klar:

1. 		Sofortige Rücknahme der Kür­
zungen! Wir fordern die Rück-
kehr zur vollen Finanzierung der 
Landeskommission zur Präven-
tion von Kinder- und Familien-
armut in Höhe von mindestens 
1,7 Millionen Euro jährlich. Halbe 
Sachen helfen Kindern nicht 
weiter.

2.		Planungssicherheit für soziale 
Infrastruktur! Jugendfreizeit-
einrichtungen, Familienzentren 
und die Schulsozialarbeit sind 
die Rettungsanker für betroffe-
ne Familien. Sie brauchen eine 
dauerhafte und auskömmliche 
Regelfinanzierung statt ständiger 
Kürzungsangst.

3.		Echte Teilhabe garantieren! Wir 
kämpfen für kostenfreie warme 
Mahlzeiten, Lernmittel und den 
gebührenfreien Zugang zu Sport, 
Schwimmkursen und Kulturange-
boten für alle Berliner Kinder –  
unabhängig vom Geldbeutel der 
Eltern.

Dafür streiten wir im Land und hier 
bei uns im Bezirk. Denn kein Kind 
darf in Armut leben!

Claudia Engelmann

Kinderarmut bekämpfen  
statt Sozialstaat kürzen

In Berlin wächst jedes vierte  
Kind in Armut auf!

Kinderarmutsprävention im Bezirk
Im Bezirk wollen wir auch nach 
den Wahlen daran weiterarbeiten, 
dass jedes Kind in Lichtenberg 
unbeschwert aufwachsen, neu-
gierig die Umwelt erkunden und 
seine eigenen Fähigkeiten und In-
teressen entfalten kann. Konkret 
heißt das:

Öffentlicher Raum für alle: Wir 
fordern eine auskömmliche Finan-
zierung von Spielplätzen und Ju-
gendorten. 

Familien- und Jugendzentren 
finanziell stärken: Jugendclubs 
und Familienzentren wollen wir 

personell stärken und ihre Anzahl 
ausbauen.

Kinderarmutsprävention stär- 
ken: Wir wollen erfolgreiche Pro-
jekte in die Regelförderung über-
führen, sowie mehr Geld für Pilot-
projekte zur Erprobung innovati-
ver Ideen bereitstellen. 

Vereinfachung und Beschleu­
nigung der Auszahlung von Leis­
tungen: Kinder und Familien sol-
len die Unterstützung, auf die sie 
einen Anspruch haben, einfach 
und schnell erhalten. 

	 Camilla Schuler
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In meiner Arbeit als Sozialar­
beiterin mit dem Schwerpunkt 
auf dem Recht und Schutz von 
Kindern und Jugendlichen er­
lebe ich immer wieder Situa­
tionen, die mich fassungslos, 
traurig und auch wütend ma­
chen.

Oft geht es zunächst um ver-
meintlich einfache Dinge, die Kin-
dern in ihrem (Schul-)Alltag fehlen: 
Stifte, Sportsachen, Brotbüchsen. 
In Gesprächen mit den Familien 
wird jedoch meist deutlich, dass 
diese Dinge zweitrangig sind, weil 
es zunächst darum geht, existen-
zielle Grundlagen wie Miete, Le-
bensmittel oder das Bahnticket zu 
finanzieren.

Verbunden mit Ängsten, Sorgen 
und viel Scham entsteht ein Ge-
fühl des Unzureichend-Seins, des 
Nicht-Dazugehörens – ein Gefühl, 
das unweigerlich an die Kinder 

weitergegeben wird. Es macht mich 
betroffen zu sehen, wie ganze Fa-
milien unter Chancenungleichheit 
leiden und diese Haltung in sich 
tragen.

Wie können Kinder da bestärkt 
werden? Wie soll ein Kind mit ei-
nem sicheren, selbstbewussten 
Gefühl in die Schule gehen, wenn 
es weiß, dass der Füller kaputt ist, 
die Schuhe zu klein sind und das 
Pausenbrot nicht reicht?

Kinder spüren und reflektie-
ren soziale Ungleichheit sehr früh. 
Unterschiedliche Voraussetzungen 
schaffen unterschiedliche Haltun-
gen und weniger ein Miteinander. 
Kein Kind darf benachteiligt oder 
ausgeschlossen werden. Jedes 
Kind hat das Recht auf ein würde-
volles Aufwachsen, gerechte Bil-
dung und bedingungslose Wert-
schätzung – für eine gemeinsame 
Zukunft.	 Madlen Preußer

Kinder, deren Eltern von Arbeits-
losigkeit betroffen sind, tragen die 
Folgen wirtschaftlicher Krisen oft 
besonders schwer. Der Verlust ei-
nes Arbeitsplatzes trifft die ganze 
Familie.

Denn Arbeitslosengeld reicht 
nicht aus, um den bisherigen Le-
bensstandard zu sichern. Nach 
derzeitigem Recht beträgt das Ar-
beitslosengeld 1 in der Regel ledig-
lich 60 Prozent des vorherigen Net-
toeinkommens. Für viele Familien 
bedeutet das erhebliche Einschnit-
te. Allein der Einbruch auf 60 % 
des Arbeitsentgelts ist eine kaum 
zu stemmende Sparverpflichtung, 
die in der Regel auch unverschul-
det auf die Familie hereinbricht. Für 
Kinder sind im ALG-1-Satz gerade 
einmal 7 % (SIEBEN!) des vorheri-
gen Nettolohnes zur Absicherung 

vorgesehen. So wird die nächste 
Klassenfahrt zum Finanzrisiko.

Deshalb braucht es eine deut-
liche Erhöhung des Arbeitslosen-
geldes. Wer unverschuldet seine 
Arbeit verliert, darf nicht in Armut 
abrutschen. Soziale Sicherheit ist 
keine Wohltat, sondern eine zen
trale Aufgabe des Sozialstaats. Sie 
schützt Familien vor dem Absturz 
und gibt Menschen die Chance, 
sich ohne Existenzängste beruflich 
neu zu orientieren.

Für mich als Linken ist klar: In 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
müssen diejenigen gestärkt wer-
den, die Unterstützung benötigen –  
nicht diejenigen, die ohnehin über 
große Vermögen und Einkommen 
verfügen.	 Steffen Voss

In meiner Arbeit als Stadtteilmut-
ter begegne ich vielen Familien mit 
Migrations- und Fluchterfahrung, 
die sich große Sorgen um die Zu-
kunft ihrer Kinder machen. Kinder­
armut bedeutet dabei nicht nur 
einen Mangel an Geld. Sie zeigt 
sich auch in eingeschränkten Bil-
dungs- und Freizeitmöglichkeiten, 
beengten Wohnverhältnissen und 
geringeren Chancen auf gesell-
schaftliche Teilhabe.

Die steigenden Lebenshaltungs-
kosten – hohe Mieten, teure Le-
bensmittel und andere Ausgaben –  
belasten die Familien erheblich. 
Dadurch müssen Eltern oft Prioritä-
ten setzen, und nicht alles, was für 
die Entwicklung ihrer Kinder wich-
tig wäre, ist finanziell möglich.

Besonders häufig höre ich von 
Eltern, dass sie keinen Platz für 
ihre Kinder in Sportangeboten wie 
Fußball oder Schwimmen finden. 
Die Wartelisten sind lang und die 
vorhandenen Angebote reichen oft 
nicht aus. Gleichzeitig sind Musik-
unterricht und andere kulturelle 
Aktivitäten für viele Familien nur 
schwer bezahlbar. Während eini-
ge Angebote für Familien im Leis-
tungsbezug kostenlos oder ver-
günstigt sind, stellen die Kosten für 
viele berufstätige Eltern eine große 
Belastung dar.

Ein weiteres Problem sind 
Sprachbarrieren und der Umgang 
mit Behörden. Viele Eltern ver-

stehen Briefe von Schulen, Kitas 
oder Ämtern nicht ausreichend 
und fühlen sich bei Anträgen und 
behördlichen Verfahren unsicher. 
Komplizierte Formulare und lange 
Wartezeiten erschweren den Zu-
gang zu wichtigen Unterstützungs-
leistungen. Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher für Behördengänge 
müssen häufig privat bezahlt wer-
den.

Darüber hinaus benötigen Kin-
der bessere und kostenfreie An-
gebote zur Förderung ihrer Mut-
tersprache. Die Herkunftssprache 
ist eine wichtige Grundlage für die 
sprachliche Entwicklung, stärkt die 
Identität der Kinder und erleichtert 
häufig auch das Erlernen weiterer 
Sprachen. Mehrsprachigkeit sollte 
als Stärke betrachtet und unab-
hängig vom Einkommen der Eltern 
gefördert werden.

Um Kinderarmut wirksam zu 
bekämpfen, braucht es finan-
zielle Entlastung, mehr Bildungs- 
und Freizeitangebote, kostenlo-
se Sprachförderung, bezahlbare 
Nachhilfe sowie leicht zugängliche 
Unterstützungsstrukturen. Jedes 
Kind sollte unabhängig von Her-
kunft und Einkommen die gleichen 
Chancen auf Bildung, Entwicklung 
und gesellschaftliche Teilhabe er-
halten.

	 Alaa Almaweid, 
	 Lichtenberger Stadtteilmutter

Zwischen Mangel 
und Scham

Armutsrisiko  
bei Arbeitslosigkeit

Kinderarmut aus  
migrantischer  
Perspektive

Der Verlust eines Arbeitsplatzes trifft die  
ganze Familie.
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In meinem Beruf als Zahnmedizi-
nische Fachangestellte begegnet 
mir Kinderarmut oft leiser, als viele 
Menschen denken. Nicht in großen 
Worten, sondern in kleinen Situa-
tionen.

Wenn Zahnpastaproben beson
ders vorsichtig eingesteckt wer-
den. Wenn Eltern nach einer Zahn-
bürste fragen, weil solche Kleinig- 

keiten manchmal eben keine Klei-
nigkeiten mehr sind. Wenn Kinder 
mit schlechten Zähnen kommen 
und man merkt, dass dahinter oft 
kein Desinteresse steckt, sondern 
Überforderung, Geldsorgen und 
ein Alltag, der einfach zu viel ge-
worden ist.

Viele Eltern versuchen trotzdem,  
nach außen stark zu wirken. Die 

Kinder sollen dazugehören und 
möglichst wenig merken. Also wird 
gerechnet, verzichtet und improvi-
siert.

Kinderarmut ist oft kaum sicht-
bar. Und genau deshalb wird sie so 
schnell übersehen.

Denn wenn selbst Zahnpasta 
oder eine eigene Zahnbürste zum 
Problem werden, geht es längst 

nicht mehr nur um Zahngesundheit. 
Dann geht es auch darum, welche 
Chancen Kinder haben und wie nah 
Armut oft wirklich ist.

Mich macht das nachdenklich. 
Weil ich sehe, dass Armut nicht weit  
weg ist. Manchmal sitzt sie direkt 
vor uns und bleibt trotzdem un-
sichtbar. 

	 Sandy Adam

Ein Ort dafür ist das interkulturel-
le Familienzentrum „aufatmen“ in 
Alt-Lichtenberg, Schottstraße 2, 
unweit des U-Bahnhofs Magda-
lenenstraße. Vor allem Eltern mit 
kleinen Kindern, Alleinerziehende 
oder sich Alleinfühlende können 
sich hier austauschen während die 
Kinder spielen. 

Das Familienzentrum 
wird getragen von ora 
Kinderhilfe internatio
nal e. V., einer aner-
kannten christlichen 
Hilfsorganisation, die 
auf verschiedenen 
Kontinenten tätig ist.  

Seit Januar 2025 
leitet die ausge-

bildete Kind-
heitspäda- 

gogin und Sozialarbeiterin Fran-
ziska Laudage das Familienzen
trum. Insgesamt arbeiten hier drei 
Sozialarbeiterinnen und eine viet-
namesische Muttersprachlerin, die 
die vietnamesische Gruppenarbeit 
leitet und die Familien berät. 

Zum Regelprogramm gehören 
das gemütliche Familiencafé mit ei-
ner großen Spielecke, ein Second-
handshop mit Kinderkleidung, die 
nach Größen sortiert bereit liegt, 
und Spielzeug. Die Krabbelgruppe 
und ein Elternfrühstück sind eben-
falls Bestandteile des Regelpro-

gramms. Die Angebote des Fa-
milienzentrums werden sehr 

gern, besonders von Eltern 
in Elternzeit, angenom-

men. Hier kann man 
sich auch Hilfe holen, 

wenn beispielsweise 
Kindergeld bean-
tragt werden muss 
o d e r  A n t r ä g e 
beim Jobcenter 
fällig sind. 

Die Webseite  
www.aufatmen- 
lichtenberg.de be-

inhaltet das vielfäl-
tige Programm der 

Einrichtung. Ein Blick 
darauf lohnt sich. Hier 

können Interessierte die 
aktuellen Termine einsehen.

Ein spannendes Projekt dient 
der Demokratieförderung. Während 
die Kinder betreut werden, können 
die Erwachsenen unter dem Motto 
„Lecker essen, laut denken“ dis-
kutieren. Die interkulturelle Arbeit 
wird groß geschrieben. 

Dazu gehören auch die euro-
päische Krabbelgruppe sowie ge-
meinsames Singen und Vorlesen in 
verschiedenen Sprachen und der 
Austausch über Kultur und Tra-
dition in den jeweiligen Ländern. 
Vorschläge von den Muttersprach-
ler:innen werden gern entgegen 
genommen. Einmal im Monat wird 
bei einem Europanachmittag ein 
europäisches Land vorgestellt.

Das Familienzentrum hat eine 
wichtige soziale Funktion, das mit 
seiner Arbeit der Einsamkeit und 
Isolation entgegen wirkt und die 
Gemeinschaft stärkt.

	 Daniela Fuchs

Wenn Zahnpasta  
plötzlich Luxus ist

Gelebte Nachbarschaft

Kinderarmut ist oft kaum sichtbar. Und genau 
deshalb wird sie so schnell übersehen.

Aufatmen heißt  
erst einmal zur  
Ruhe kommen,  
sich entspannen. 

© Illustration: Samantha Klug
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Geschäftsstelle Die Linke  
Lichtenberg,  
Alfred-Kowalke-Straße 14,  
10315 Berlin
Fon: (030) 512 20 47 
info@die-linke-lichtenberg.de
Öffnungszeiten:
z	 Dienstag 12 – 18 Uhr
z	 Donnerstag 12 – 18 Uhr
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Die Linke 
hilft
Unsere aktuellen  
Beratungsangebote – 
Die Linke Lichtenberg

Sozial- und Mietrechts­
beratung Friedrichsfelde
Wahlkreisbüro Hendrikje Klein, 
Alfred-Kowalke-Straße 14 
Anmeldung: 
team@hendrikjeklein.de 
•	 Montag, 06.07., 16 – 18 Uhr
•	 Montag, 03.08., 16 – 18 Uhr
•	 Montag, 07.09., 16 – 18 Uhr

Sozialsprechstunde 
Alt-Hohenschönhausen
Konrad-Wolf-Straße 74 
Anmeldung: beratung@die-
linke-lichtenberg.de 
•	 Mittwoch, 08.07., 17 – 19 Uhr
•	 Mittwoch, 06.09., 17 – 19 Uhr

Sozialsprechstunde 
Neu-Hohenschönhausen
Wahlkreisbüro Ines Schwerdtner,  
Wustrower Straße 20 
Anmeldung: beratung@die-
linke-lichtenberg.de
•	 Freitag, 26.06., 17 – 19 Uhr
•	 Freitag, 31.07., 17 – 19 Uhr
•	 Freitag, 31.08., 17 – 19 Uhr

Sprechstunde für  
Arbeits- & Sozialrecht  
im Fennpfuhl 
Wahlkreisbüro Claudia Engel-
mann, Anton-Saefkow-Platz 4
Anmeldung: 
team@claudia-engelmann.berlin
•	 Montag, 13.07., 18 – 20 Uhr
•	 Montag, 27.07., 18 – 20 Uhr
•	 Montag, 10.08., 18 – 20 Uhr
•	 Montag, 24.08., 18 – 20 Uhr

Mieterberatung in 
Lichtenberg 
Anmeldung: mietennotstand@
die-linke-lichtenberg.de 
Café Maggie, Frankfurter Allee 
205
•	 Freitag, 10.07., 17 – 19 Uhr
•	 Freitag, 14.08., 17 – 19 Uhr
Geschäftsstelle Die Linke Lich-
tenberg, Alfred-Kowalke-Str. 14 
•	 Freitag, 24.07., 17 – 20 Uhr 

Offenes Beratungscafé  
in der Guten Stube
Wahlkreisbüro Gute Stube, 
Anton-Saefkow-Platz 4
ohne Anmeldung 
•	 Dienstag, 14.07., 16 – 18 Uhr
•	 Dienstag, 11.08., 16 – 18 Uhr

Neu-Hohenschönhausen kann man aktuell im Foyer des Jugendamtes 
Lichtenberg in der Große-Leege-Straße 103, 13055 Berlin, im Miniaturfor-
mat während der Öffnungszeiten besichtigen. Gemeinsam mit Ehrenamtli-
chen und Familien aus Hohenschönhausen hat die Artki KunstKita gGmbH 
die Großsiedlung mit Klemmbausteinen nachgebaut. Frage: In welchem 
Maßstab wurde Hohenschönhausen hier so liebevoll nachgestellt?

Gewinn: Gewinnen Sie 1 von 3 Exemplaren von Arne Semsrotts „Gegen­
macht: Die Zivilgesellschaft schlägt zurück“. Zur Teilnahme ist die richtige  
Lösung bis spätestens 01.08. 24 Uhr per E-Mail an: infolinks@die-linke- 
lichtenberg.de zu senden. Maßgeblich ist der rechtzeitige Eingang der 
E-Mail. Die Teilnahmebedingungen für das Fotorätsel sind online einsehbar 
unter: www.die-linke-lichtenberg.de/gewinnspiel

Fotorätsel

Das Kleine und das Große 
verbinden – Erinnerung  
an Dr. Bernd Ihme 
Bernd ist tot – ein Genosse, der nicht nur für Die Linke Lichtenberg, 
sondern für die gesamte Partei über Jahrzehnte unschätzbare Bei-
träge geleistet hat. Die Rosa-Luxemburg-Stiftung hat ihm den Ti-
tel „Der programmatische Sisyphos“ verliehen. Auf einem Ehren- 
Symposium wurde hervorgehoben, mit welcher Leidenschaft, Diplo-
matie, Akribie und – mit welchen Ideen und überzeugenden Formu-
lierungen Bernd seit 1990 an allen Grundsatzdokumenten der Linken 
gearbeitet hat. Sich 1989 für die PDS, dann für Die Linke zu ent-
scheiden, war Ausdruck von Verantwortungsbewusstsein und Op-
timismus. Genauso hat er in Lichtenberg viele Jahre die Kommunal-
fraktion geleitet – mit Überblick und Gespür fürs Detail.

In Erinnerung bleiben uns sein großes Wissen, sein Humor, sein 
herzliches Lachen – sein Einsatz für eine bessere Zukunft. Danke 
Bernd! 	 Gesine Lötzsch

Für Termine  
bitte  

anmelden!
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